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Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Ihnen liegt eine Klage der Stahlwerke 
Peine-Salzgitter AG vor, die auf Artikel 34 
Absatz 1 und auf Artikel 40 Absatz 1 
EGKS-Vertrag gestützt ist. Mit der Klage 
wird die außervertragliche Haftung der Ge­
meinschaft geltend gemacht, die durch eine 
Reihe von Rechtsverstößen der Kommission 
im Rahmen der Anwendung der Stahlquo­
tenregelung ausgelöst worden sein soll. Be­
antragt wird einerseits die Feststellung, daß 
eine Reihe von Entscheidungen der Kom­
mission mit einen die Haftung der Gemein­
schaft begründenden Fehler behaftet sind, 
andererseits, die Kommission zu verurteilen, 
an die Klägerin 77 603 528 DM zuzüglich 
Zinsen zu zahlen. Die Klage läßt sich direkt 
auf die Urteile des Gerichtshofes vom 14. 
Juli 1988 in der Rechtssache 103/85 (Stahl­
werke Peine-Salzgitter AG/Kommission, 
Slg. 1988, 4131) und in den verbundenen 
Rechtssachen 33/86, 44/86, 110/86, 226/86 
und 285/86 (Stahlwerke Peine-Salzgitter 
AG und Hoogovens Groep BV/Kommis-
sion, Slg. 1988, 4309) zurückführen. 

Die Klage wirft neuartige, wichtige Rechts­
und schwierige Sachfragen auf: Wie verhal­
ten sich die Artikel 34 und 40 EGKS-Ver­
trag zueinander? Welche Regelung der au­
ßervertraglichen Haftung für Amtsfehler, 
die auf einer rechtswidrigen Handlung be­
ruhen, gilt im Rahmen des EGKS-Vertrags? 
Liegt im vorliegenden Fall, wenn man insbe­
sondere die vom Gerichtshof in den genann­
ten Urteilen festgestellten Rechtsverstöße 
berücksichtigt, ein die Haftung der Gemein­
schaften begründender Fehler der Kommis­
sion vor? Liegt ein Schaden vor, der wieder­

gutgemacht werden kann, und handelt es 
sich dabei gegebenenfalls um einen unmit­
telbaren und besonderen Schaden? Wieweit 
reicht der Schadensersatzanspruch in Haf­
tungsstreitigkeiten in EGKS-Sachen? 

Zu prüfen ist somit: 

I — das sachliche und rechtliche Umfeld 
der Klage; 

II — die Zulässigkeitsfragen, die sich so­
wohl bei Artikel 34 als auch bei Artikel 40 
EGKS-Vertrag stellen; 

III — die Frage, ob im vorliegenden Fall ein 
Amtsfehler vorliegt, der die Haftung der 
Gemeinschaft auslöst; 

IV — schließlich die Fragen hinsichtlich des 
von der Klägerin behaupteten Schadens. 

I — Das sachliche und rechtliche Umfeld 
der Klage 

1. Das System der Produktions- und Liefer­
quoten von Stahl 

Von 1973 bis 1988 fand sich die Stahlindu­
strie der Gemeinschaft in erheblichen 
Schwierigkeiten, die insbesondere auf der 
Rezession beruhte, die das gesamte Wirt­
schaftsleben betraf und einen Rückgang der 
Nachfrage nach Stahlprodukten sowohl auf 
den Gemeinschafts- wie auf Drittlandsmärk­
ten zur Folge hatte. Zu diesen häufig als 
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konjunkturbedingt angesehenen Schwierig­
keiten traten andere, insbesondere das Auf­
treten besonders günstiger Erzeugnisse aus 
dritten Ländern auf dem Gemeinsamen 
Markt sowie die Strukturschwierigkeiten 
der Eisen- und Stahlindustrie der Gemein­
schaft, die auf dem außerordentlich hohen 
Alter einer großen Zahl ihrer Einrichtungen 
beruhte. Zusammengenommen haben diese 
Faktoren zu einem erheblichen Produk­
tionsüberhang bei einer recht geringen 
Stahlnachfrage geführt; das hatte einen 
Preisverfall zur Folge, der die Lebensfähig­
keit eines großen Teils der Stahlunterneh­
men in der Gemeinschaft gefährdete. 

Um dieser Situation abzuhelfen oder zumin­
dest ihre Auswirkungen zu lindern, hat die 
Kommission eine Reihe von Maßnahmen 
ergriffen, insbesondere zunächst Mindest­
preise festgesetzt und die Einfuhr von Stahl­
erzeugnissen aus Drittländern beschränkt. 
Außerdem hat sie Maßnahmen zur Restruk-
turierung des Sektors ergriffen, zu denen 
ein Beihilfekodex gehört, der auf Gemein­
schaftsebene die von den Mitgliedstaaten 
gewährten Beihilfen koordinieren sollte, die 
den Wettbewerb auf dem bereits erheblich 
gestörten Markt zu verfälschen drohten. 

Da sich jedoch die Lage auf dem Stahlmarkt 
weiter verschärfte, was sich durch einen 
plötzlichen Einbruch bei der Nachfrage 
nach Stahl und bei dessen Preisen im dritten 
Quartal 1980 zeigte, hat die Kommission 
darüber hinaus das Vorhandensein einer 
„offensichtlichen Krise" im Sinne des Arti­
kels 58 EGKS-Vertrag festgestellt und mit 
ihrer allgemeinen Entscheidung Nr. 
2794/80 vom 31. Oktober 1980 mit Zustim­
mung des Rates ein System von Erzeu­
gungsquoten für die Unternehmen der 

Stahlindustrie der Gemeinschaft eingeführt1. 
Mit dieser Regelung wurde für alle erfaßten 
Erzeugnisgruppen und betroffenen Unter­
nehmen ein einheitlicher Kürzungssatz ge­
genüber einem bestimmten Vergleichszeit­
raum, nämlich den Jahren 1977 bis 1980, 
festgesetzt. Darüber hinaus wurde ein Kür­
zungssatz für den Teil der Erzeugung fest­
gesetzt, der innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes geliefert werden darf. Die allge­
meine Entscheidung sah jedoch bestimmte 
Ausnahmen von der einheitlichen Kürzungs­
regelung vor; insbesondere wurde die Ver­
gleichsproduktion für Unternehmen in be­
stimmten Lagen, insbesondere wegen Maß­
nahmen, die sie gemäß der Stahlpolitik der 
Gemeinschaft getroffen hatten, erhöht; dar­
über hinaus gab Artikel 14 dieser Entschei­
dung der Kommission die Befugnis, be­
stimmte Bestimmungen auf Antrag eines 
Unternehmens abzuändern, wenn die Pro­
duktions- oder Lieferbeschränkungen ge­
mäß der allgemeinen Entscheidung oder ih­
rer Anwendungsbestimmungen für dieses 
Unternehmen zu außergewöhnlichen 
Schwierigkeiten führten. 

So setzte die Kommission kraft dieser recht 
starren Interventionsregelung jedes Quartal 
für jedes Unternehmen die Erzeugungsquo­
ten und den Teil dieser Quoten fest, der in­
nerhalb des Gemeinsamen Marktes geliefert 
werden durfte; dieser Teil heißt allgemein 
„Lieferquote". Diese beiden Quotenarten 
wurden nach Maßgabe der Erzeugung und 
der bei der Einführung der Regelung be­
stimmten Vergleichsmengen festgesetzt, wo­
bei die Erzeugung und die Vergleichsmen­
gen um bestimmte, vierteljährlich festge­
setzte Sätze gekürzt wurden. Außerdem un­
terschieden sie sich nach der Art der betrof­
fenen Stahlerzeugnisse. 

1 — ABl. L291.S. 1. 
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Damit kann man sofort ermessen, wie wich­
tig das Verhältnis zwischen der Produk­
tionsquote (Quote P) und der Lieferquote 
(Quote I) war, da die Erzeugung, die nicht 
auf dem Gemeinschaftsgebiet mit seinen at­
traktiven Preisen abgesetzt werden konnte, 
im Gebiet dritter Länder abgesetzt werden 
mußte, wo die Preise erheblich unter den 
Gemeinschaftspreisen lagen. 

Diese komplexe Regelung, die als „verstaat­
lichte Marktordnung"2 bezeichnet wurde, 
wurde bis zu ihrem Auslaufen am 30. Juni 
1988 wiederholt verlängert, verfeinert und 
vervollkommnet; mit dem Auslaufen kam 
der freie Wettbewerb angesichts einer guten 
Marktlage wieder zu seinem Recht, wenn 
auch der Restrukturierungsprozeß der euro­
päischen Stahlindustrie noch nicht abge­
schlossen ist. Die Regelung der Erzeugungs­
und Lieferquoten von Stahl, die für die Un­
ternehmen der Stahlindustrie mit der Ent­
scheidung Nr. 2794/80, die viermal geän­
dert wurde, eingeführt worden war, wurde 
zunächst mit der Entscheidung Nr. 
1696/82/EGKS der Kommission vom 30. 
Juni 19823, die ihrerseits viermal geändert 
wurde, dann mit der Entscheidung Nr. 
1809/83/EGKS der Kommission vom 29. 
Juni 19834, dann mit der Entscheidung 
Nr. 2177/73/EGKS der Kommission 
vom 28. Juli 19835, die dreimal geändert 
wurde, dann mit der Entscheidung Nr. 
234/84/EGKS der Kommission vom 31. Ja­
nuar 19846, dann mit der Entscheidung Nr. 
3485/85/EGKS der Kommission vom 
27. November 19857, zweimal geändert, 
insbesondere mit der Entscheidung Nr. 
1433/87/EGKS der Kommission vom 20. 

Mai 1987 zur Umwandlung eines Teils der 
Produktionsquoten in Quoten für Lieferun­
gen innerhalb des Gemeinsamen Marktes8, 
und schließlich mit der Entscheidung Nr. 
194/88/EGKS der Kommission vom 6. Ja­
nuar 1988 verlängert, die eine letzte Verlän­
gerung bis zum Auslaufen der Regelung am 
30. Juni 1988 vornahm9. Der Schaden, den 
die Klägerin erlitten haben will, betrifft die 
Anwendung der letzten vier Entscheidungen 
und den Zeitraum vom ersten Quartal 1985 
bis zum zweiten Quartal 1988. 

2. Die Nichtigkeits- und Aufhebungsurteile 
des Gerichtshofes 

a) Allgemeine Angaben 

Wie gesehen, war die in sämtlichen allge­
meinen Entscheidungen getroffene Rege­
lung der Grundsätze oder der Ausnahmen 
für die Festsetzung der I:P-Relation, also 
des Teiles der Erzeugung, der auf dem ge­
meinschaftlichen Markt zu attraktiven Prei­
sen abgesetzt werden konnte, und des Tei­
les, der auf den von Drittlandsmärkten zu 
erheblich niedrigeren Preisen abgesetzt wer­
den mußte, von grundlegender Bedeutung. 
Zu diesen beiden Punkten hatte die Kläge­
rin zwei Klagen zum Gerichtshof einge­
reicht. 

Die erste, eine AnfechtungskUge, betraf eine 
individuelle Entscheidung zur Durchführung 

2 — Vgl. Joachim Friedrich Meinhold, Nichtigkeitsurteil, Wie-
dergutmachungsmaBnahmen und Schadensersatz gemäß 
Artikel 34 EGKSV, Rechi Jer Internationalen Wirtichafi 
1989, Nr. 6. 

3 — ABI. L191.S . 1. 
4 — ABI. 1983, L 177, S. 5. 
5 — ABI. 1983, L 208, S. 1. 
6 — ABl. 1984, L 29, S. 1. 
7 — ABl. 1985, L 340, S. 5. 

8 — ABI. 1987, L 136, S. 37. 
9 — ABl. 1988, L 25, S. 1. 
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des Artikels 14 der allgemeinen Entscheidung 
Nr. 234/84, der es der Kommission erlaubte, 
für das fragliche Quartal eine Anpassung 
der Quoten vorzunehmen, die auf dem Ge­
meinsamen Markt geliefert werden konnten, 
wenn das Quotensystem außergewöhnliche 
Schwierigkeiten für ein Unternehmen verur­
sachte und wenn dieses keine Beihilfen zur 
Deckung von Betriebsverlusten erhalten 
hatte und mit keinen Sanktionen in bezug 
auf die Preisvorschriften belegt worden war 
oder die fälligen Geldbußen gezahlt hatte. 

Die zweite, eine Anfechtungs- und Nichtig­
keitsklage, richtete sich gegen Artikel 5 der 
allgemeinen Entscheidung Nr. 3485/85 der 
Kommission vom 27. November 1985 und ge­
gen bestimmte individuelle Entscheidungen, 
die auf der Grundlage des Artikels 5 erlassen 
worden waren. 

In beiden Fällen wurde der Kommission 
vorgeworfen, wiederholt rechtswidrig ge­
handelt, nämlich keine Regelung durchge­
führt zu haben, die es erlaubt hätte, der 
Klägerin in Anbetracht ihrer Lage angemes­
sene Lieferquoten zuzuweisen. 

Die Klägerin hat mit beiden Klagen obsiegt. 
Der Gerichtshof besteht in ständiger Recht­
sprechung insbesondere auf der Grundlage 
der Artikel 3, 4 und 5 EGKS-Vertrag, die 
jede Diskriminierung zwischen Unterneh­
men, die diesem Vertrag unterliegen, verbie­
ten, auf der Notwendigkeit, daß in Krisen­
zeiten, in denen der Mengenwettbewerb 
zwischen den Unternehmen durch Verwal­
tungsmaßnahmen faktisch ausgeschlossen ist 
und ein künstliches Gleichgewicht zwischen 
Angebot und Nachfrage bei Stahl hergestellt 
wird, der Angemessenheitsgrundsatz des Ar­
tikels 58 EGKS-Vertrag beachtet wird. Be­
reits im Urteil vom 13. Juli 1961 in den ver­
bundenen Rechtssachen 14/60, 16/60, 
17/60, 20/60, 24/60, 26/60 und 27/60 so­
wie 1/611 0 hat der Gerichtshof ausgeführt, 

daß „die Hohe Behörde verpflichtet war, 
mit ganz besonderer Sorgfalt darauf zu ach­
ten, daß der Grundsatz der Gleichheit vor 
den öffentlichen Lasten jederzeit bis ins 
leute gewahrt wurde", und daraus abgelei­
tet, daß die Hohe Behörde daher zu Recht 
dem Grundsatz der zuteilenden Gerechtig­
keit und nicht dem der Rechtssicherheit den 
Vorrang eingeräumt habe. Ebenso hat der 
Gerichtshof in seinem Urteil vom 3. März 
1982" die Festsetzung eines bestimmten 
Vergleichszeitraums durch die Kommission 
gebilligt, gleichzeitig aber betont, daß eine 
solche Festsetzung den Grundsatz der ange­
messenen Verteilung der Gesamterzeugung 
auf die einzelnen Unternehmen der Ge­
meinschaft nicht verletzen dürfe. Dieses Ur­
teil wurde mit Urteil vom 19. September 
198512, in dem der Gerichtshof insbeson­
dere eine angemessene Verteilung der Er-
zeugungs- und Lieferquoten auf die einzel­
nen Unternehmen der Gemeinschaft gefor­
dert hat, ferner mit Urteil des Gerichtshofes 
vom 21. Februar 198413 und schließlich mit 
Urteil vom 6. Juli 1988 M bestätigt, wo der 
Gerichtshof ausdrücklich ausgeführt hat, 
daß der Zweck des Quotensystems darin be­
stehe, „die durch die Stahlkrise erforderlich 
gewordenen Produktionsbeschränkungen 
möglichst angemessen auf sämtliche Unter­
nehmen zu verteilen". 

Wie stellten sich die beiden Nichtigkeitskla­
gen der Klägerin in diesem Zusammenhang 
dar, in dem die Wirtschaftskrise zu zwei 
neuen allgemeinen Rechtsgrundsätzen im 
EGKS-Recht führte, nämlich zum Grund­
satz der Solidarität unter den einzelnen Un­
ternehmen und zum Grundsatz der ange­
messenen Opferverteilung? 

10 — Meroni e Cie u. a./Hohe Behörde, Slg. 1961, 345. 

11 — Rechtssache 14/81, Alpha Steel/Kommission, Slg.1982, 
749. 

12 — Verbundene Rechtssachen 63/84 und 147/84, Finsider/ 
Kommission, Slg. 1985, 2857. 

13 — Verbundene Rechtssachen 140/82, 146/82, 221/82 und 
226/82, Walzstahl-Vereinigung und Thyssen/Kommission, 
Slg. 1984,951. 

14 — Rechtssache 236/86, Dillinger Hüttenwerke AG/Kommis­
sion, Slg. 1988,3761. 
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b) In der Rechtssache 103/85 hatte die Kläge­
rin vor dem Gerichtshof Klage auf Aufhebung 
der individuellen Entscheidung erhoben, mit 
der die Kommission es abgelehnt hatte, die 
Lieferquoten für die Erzeugnisse der Gruppe 
IIIfür das erste Quartal 1985 gemäß Artikel 
14 der allgemeinen Entscheidung Nr. 
234/84 der Kommission anzupassen. In 
Kenntnis der Schwierigkeiten der Klägerin 
wegen ihrer besonders ungünstigen I:P-
Relation hatte die Kommission für das 
zweite, das dritte und das vierte Quartal 
1984 aufgrund von Artikel 14 der allgemei­
nen Entscheidung eine Anpassung des Teils 
der Quote vorgenommen, die innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes geliefert werden 
durfte. Für das erste Quartal 1985 hatte sie 
jedoch eine solche Anpassung versagt. Der 
Gerichtshof stellt zunächst fest, daß das 
Verhältnis zwischen der Erzeugungsquote 
und dem Teil dieser Quote, der innerhalb 
des Gemeinsamen Marktes geliefert werden 
darf (sogenannte I:P-Relation), für die Klä­
gerin bei den fraglichen Stahlerzeugnissen 
„sowohl absolut als auch im Vergleich zum 
Gemeinschaftsdurchschnitt ungewöhnlich 
ungünstig [ist]; es lag im streiterheblichen 
Zeitraum um ungefähr 24 °/o unter dem Ge­
meinschaftsdurchschnitt für die genannte 
Erzeugnisgruppe". 

In der Folge prüfte der Gerichtshof, ob die 
beiden von der Kommission vorgebrachten 
Gründe — die Klägerin befinde sich nicht in 
außergewöhnlichen Schwierigkeiten; sie 
habe Beihilfen zur Deckung von Betriebs­
verlusten erhalten — durchgriffen. 

Zum ersten Grund hatte der Gerichtshof 
keine Schwierigkeiten, die Ansicht der 
Kommission unter Berufung auf seine ei­
gene Rechtsprechung1S zurückzuweisen, 

wonach die Kommission bei der Feststellung 
des Vorliegens außergewöhnlicher Schwie­
rigkeiten die Lage bei anderen Erzeugnis­
gruppen nicht berücksichtigen und auch 
nicht darauf abstellen darf, ob das Unter­
nehmen insgesamt Gewinn erwirtschaftet. 
Der Gerichtshof konnte weiter darauf hin­
weisen, daß die Kommission ausweislich der 
zu den Akten gereichten Unterlagen in 
mehreren Fällen gemäß Artikel 14 zusätzli­
che Quoten gewährt hatte, obwohl die be­
treffenden Unternehmen Gewinn erwirt­
schafteten. 

Zur Qualifizierung der von der Bundesrepu­
blik Deutschland gewährten Beihilfen hat 
der Gerichtshof erneut unter Berufung auf 
seine eigene Rechtsprechung, insbesondere 
auf das Urteil vom 15. Januar 1985 16, aus­
geführt, daß „Beihilfen, die tatsächlich die 
angestrebte Umstrukturierung und Verbes­
serung der Wettbewerbsfähigkeit fördern, 
nicht als Betriebsbeihilfen im Sinne von Ar­
tikel 14 der jeweils geltenden allgemeinen 
Entscheidung angesehen werden können". 

So verhielt es sich im zu entscheidenden 
Fall, so daß die Kommission in zweifacher 
Hinsicht rechtsfehlerhaft gehandelt hatte; 
der Gerichtshof hat daher die Entscheidung 
der Kommission vom 11. Juni 1985, mit der 
es abgelehnt wurde, die Quoten der Kläge­
rin für die Erzeugnisse der Gruppe III für 
das erste Quartal 1985 gemäß Artikel 14 der 
allgemeinen Entscheidung Nr. 234/84 anzu­
passen, aufgehoben. 

c) Die zweite Klage auf Aufhebung bezie­
hungsweise Nichtigerklärung, die zugleich 
von der Klägerin und von der Hoogovens 

15 — Urteil vom 22. Juni 1983 in der Rechtssache 317/82, Usi­
nes Gustave Boel und Fabrique de fer de Maubeuge/ 
Kommission, Slg. 1983, 2041. 16 — Rechtssache 250/83, Finsider/Kommission, Slg. 1985, 131. 
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Groupe BV erhoben wurde, reichte viel wei­
ter. In dieser Rechtssache beantragte die 
Klägerin, Artikel 5 der allgemeinen Ent­
scheidung Nr. 3485/85 der Kommission 
vom 27. November 1985, die für die Jahre 
1986 und 1987 galt, insoweit für nichtig zu 
erklären, als darin keine Möglichkeit vorge­
sehen war, den Teil der Erzeugungsquoten, 
der innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
geliefert werden durfte (Lieferquoten), für 
diejenigen Unternehmen angemessen anzu­
passen, deren Lieferquoten erheblich unter 
dem Durchschnitt in der Gemeinschaft la­
gen. In dieser Sache lag bei den Akten des 
Gerichtshofes ein sehr aufschlußreiches Pa­
pier, nämlich die am 25. Dezember 1985 
von der Kommission an den Rat gerichtete 
Mitteilung über die Einführung eines Pro­
duktionsquotensystems auf der Grundlage 
von Artikel 85 des EGKS-Vertrags für die 
Zeit nach dem 31. Dezember 1985 u. 

In diesem Papier wies die Kommission zu­
nächst darauf hin, daß die schwierigste 
Phase der Krise der Stahlindustrie ihrem 
Ende entgegengehe und daß es deshalb 
möglich sei, die kurzfristige Rückkehr zu 
einer Situation des freien Wettbewerbs unter 
den Unternehmen der Gemeinschaft in Be­
tracht zu ziehen. Sie stellte deshalb fest, daß 
das Ende der Krise noch nicht in unmittel­
barer Zukunft bevorstehe, wenn auch die 
offenkundige Krise in ihre Endphase einge­
treten zu sein scheine. Sie schlage deshalb 
dem Rat vor, die Quotenregelung nochmals 
zu verlängern, aber für bestimmte Erzeug­
nisse eine Reihe von Liberalisierungen vor­
zunehmen und andererseits die offenkun­
digsten Ungleichheiten zu beheben, die von 
der Quotenregelung, insbesondere der Re­
gelung der Lieferquoten, ausgelöst worden 
seien. Demgemäß führt die Kommission in 
Ziffer VII dieser Mitteilung aus: „Es er­
scheint in der Tat unumgänglich, die Refe­

renzen zu ändern, deren Berechnungs­
grundlage seit Einführung des Quotensy­
stems nahezu unverändert geblieben ist und 
die sich auf ganz alte Produktionszahlen 
stützen. Im Laufe der letzten Jahre haben 
sich die Struktur der Unternehmen und die 
Binnen- sowie Drittlandmärkte in einer 
Weise geändert, daß diese Referenzen nicht 
mehr der tatsächlichen Produktion entspre­
chen, obwohl gewisse Anpassungen und 
Übertragungen auf der Grundlage der ge­
genwärtigen Entscheidung vorgenommen 
worden sind." Unter Punkt 2 dieser Ziffer 
VII fuhr die Kommission wie folgt fort: 
„Da der Handelsverkehr der Stahlerzeug­
nisse zwischen der Gemeinschaft und der 
restlichen Welt seit Einführung des Quoten­
systems eine tiefgreifende Änderung erfah­
ren hat, muß auch die Lage der Unterneh­
men berücksichtigt werden, bei denen das 
Verhältnis des Teils der Quoten, der auf 
den Gemeinschaftsmarkt geliefert werden 
darf, zu den Produktionsquoten — für die 
Gesamtheit der Erzeugnisse des Systems — 
weit unter dem Gemeinschaftsdurchschnitt 
liegt. Da die frühere Lage nicht mehr dem 
Ziel der gemeinschaftlichen Stahlpolitik ent­
spricht, möchte die Kommission für die Er­
zeugung jedes Unternehmens das vorge­
nannte Verhältnis an einen Wert heranfüh­
ren, der nicht unter 10 %-Punkten unter 
dem gemeinschaftlichen Durchschnitt liegt, 
wenn dies bisher nicht der Fall war." 

In voller Kenntnis dieser Schwierigkeiten ei­
ner beschränkten Anzahl von Unternehmen 
hat die Kommission mehrfach ihre Absicht 
zum Ausdruck gebracht, vor einer Verlän­
gerung des Quotensystems um weitere zwei 
Jahre die Frage der I: P-Relation zu über­
prüfen. Gleichwohl hat sie ungeachtet des 
Systems des Artikels 58 EGKS-Vertrag es 
für angebracht gehalten, die Zustimmung 
des Rates einzuholen, die sie jedoch inso­
weit nicht erhielt. Am 27. November 1985 
erließ die Kommission dann die allgemeine 17 — KOM(85) 509 endg. 
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Entscheidung Nr. 3485/85, die im wesentli­
chen nur die entsprechenden Bestimmungen 
der vorhergehenden allgemeinen Entschei­
dung übernahm und keine Anpassung der 
I:P-Relation vorsah, wie sie die Kommission 
dem Rat vorgeschlagen hatte. 

Der Gerichtshof führt in seinem Urteil vom 
14. Juli 1988 zunächst aus, daß bei der Klä­
gerin „das Verhältnis zwischen der Erzeu­
gungsquote und dem Teil dieser Quote, der 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes gelie­
fert werden darf (sogenannte I:P-Relation), 
sowohl absolut als auch im Vergleich zum 
Gemeinschaftsdurchschnitt ungewöhnlich un­
günstig [ist] und ... zeitweilig um fast 25 °/o 
unter dem Gemeinschaftsdurchschnitt 
[liegt]. Diese ungünstigen LP-Relationen ver­
ursachen den Klägerinnen unstreitig außerge­
wöhnliche wirtschaftliche Schwierigkeiten" 
(Randnr. 7 des Urteils). 

Mit der Beantwortung der Frage, ob die 
Kommission zu der — tatsächlich erfolgten 
— Einholung der Zustimmung des Rates 
verpflichtet war, bevor sie die Maßnahmen 
erlassen konnte, die sie für unumgänglich 
hielt, um die Quoten angemessen zu vertei­
len, hatte der Gerichtshof keine Schwierig­
keiten. 

Er hat sich dabei zunächst auf eine wörtli­
che Auslegung des Artikels 58 EGKS-Ver-
trag gestützt, dessen § 1 Absatz 1 und des­
sen § 2 Absatz 1 wie folgt lauten: 

„§ 1. Ist die Hohe Behörde bei einem Rück­
gang der Nachfrage der Auffassung, daß 

sich die Gemeinschaft in einer offensichtli­
chen Krise befindet und daß die in Artikel 
57 vorgesehenen Maßnahmen nicht ausrei­
chen, um dieser Lage zu begegnen, so hat 
sie nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses und mit Zustimmung des Rates ein 
System der Erzeugungsquoten einzuführen, 
erforderlichenfalls unter Anwendung der in 
Artikel 74 vorgesehenen Maßnahmen." 

§ 2. Die Höhe Behörde setzt aufgrund von 
Untersuchungen, die sie unter Beteiligung 
der Unternehmen und der Unternehmens­
verbände angestellt hat, angemessene Quo­
ten fest; sie hat hierbei die in den Artikeln 
2, 3 und 4 genannten Grundsätze zu be­
rücksichtigen. Sie kann insbesondere die 
Kapazitätsausnutzung der Unternehmen 
durch geeignete Umlagen auf die Mengen 
regeln, die ein Vergleichsniveau überschrei­
ten, das durch eine allgemeine Entscheidung 
festgesetzt worden ist." 

In zweiter Linie berief sich der Gerichtshof 
auf seine eigene Rechtsprechung, insbeson­
dere auf das Urteil vom 11. Mai 1983 in 
der Rechtssache 244/81 1 8 sowie auf das 
Urteil vom 21. Februar 1984 (Walzstahl-
Vereinigung und Thyssen AG/Kommis­
sion), aus denen klar zu entnehmen war, 
daß die Zustimmung des Rates nach Artikel 
58 nur für die Einführung und die Grund­
züge des Quotensystems erforderlich sei, 
während die Kommission aufgrund ihrer ei­
genen Zuständigkeit das Quotensystem zum 
Zwecke der Festsetzung angemessener Quo­
ten im Detail auszugestalten habe. 

18 — Klöckner Werke AG/Kommission, Slg. 1983, 1451. 
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Anschließend führte der Gerichtshof aus, 
daß „die Kommission das ihr durch den 
EGKS-Vertrag eingeräumte Ermessen ent­
gegen seinem gesetzlichen Zweck ausüben 
und damit mißbrauchen [würde], wenn sie 
davon mit dem ausschließlichen oder jeden­
falls ausschlaggebenden Ziel Gebrauch ma­
chen würde, ein Verfahren zu umgehen, das 
der Vertrag eigens für die Bewältigung der 
Lage vorsieht, mit der sie es zu tun hat. 
Ebenso verhält es sich, wenn die Kommis­
sion zu Unrecht auf das für die Einführung 
des Quotensystems vorgesehene Verfahren 
zurückgreift und es dadurch unterläßt, ihre 
eigene Zuständigkeit zum Erlaß der Vor­
schriften auszuüben, deren es ihrer Ansicht 
nach bedarf, um die Angemessenheit der 
Quoten zu gewährleisten". Anschließend 
stellte der Gerichtshof fest, daß die Anpas­
sung der Quoten, die die Kommission selbst 
für erforderlich hielt, nur die Quoten einer 
kleinen Zahl von Unternehmen betraf, nicht 
aber die Quoten einer ganzen Gruppe von 
Unternehmen, die durch ihre Struktur ge­
kennzeichnet sind, zum anderen, daß es 
„schon bei Einführung des Quotensystems 
vorhersehbar [war], daß eine besonders un­
günstige Entwicklung auf dem Exportmarkt 
eine Anpassung des genannten Verhältnisses 
zu dem Zweck erforderlich machen könnte, 
der Kommission die Erfüllung ihrer Pflicht 
zur Festsetzung angemessener Quoten zu er­
möglichen". Hieraus folgerte der Gerichts­
hof, daß eine solche Anpassung Teil der 
Ausgestaltung des Quotensystems im Detail 
sei, zu der es keiner Zustimmung des Rates 
bedurfte. Er hat folglich festgestellt, daß ein 
Ermessensmißhrauch gegenüber der Klägerin 
vorlag, und deswegen einerseits Artikel 5 
der Entscheidung Nr. 3485/85 der Kommis­
sion insoweit für nichtig erklärt, „als er es 
der Kommission nicht gestattet, von ihr als 
angemessen angesehene Lieferquoten für die 
Unternehmen festzusetzen, bei denen das 
Verhältnis zwischen den Produktionsquoten 
und der jeweiligen Lieferquote erheblich un­
ter dem Gemeinschaftsdurchschnitt liegt", 
und andererseits die an die Klägerin gerich­
teten individuellen Entscheidungen der 
Kommission über die Festsetzung der Lie­

ferquoten für das erste und das zweite 
Quartal 1986 aufgehoben, da diese Ent­
scheidungen auf Artikel 5 der allgemeinen 
Entscheidung gestützt und deshalb in der­
selben Weise rechtswidrig waren wie dieser. 

d) Schließlich ist auf ein drittes Urteil des 
Gerichtshofes Bezug zu nehmen, das am 14. 
Juni 1989 auf Kkge der Hoogovens Groep 
BV gegen die Kommission erging™. 

In dieser Rechtssache hatten die Hoogovens 
Groep BV und die Federazione imprese si­
derurgiche italiane einerseits beantragt, die 
Entscheidung Nr. 1433/87 der Kommission 
vom 20. Mai 1987 zur Umwandlung eines 
Teils der Produktionsquoten in Quoten für 
Lieferungen innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes und andererseits die Artikel 5, 6 
und 17 der Entscheidung Nr. 194/88 der 
Kommission vom 6. Januar 1988 für nichtig 
zu erklären, mit der System der Überwa­
chung und der Erzeugungsquoten für die 
Stahlerzeugung letztmals verlängert wurde. 

Die Entscheidung Nr. 1433/87, die mit dem 
Rückgang der Ausfuhren in Drittländer im 
Jahre 1986, mit einem Verfall der Ausfuhr­
preise und mit dem Umstand begründet 
worden war, daß die Verteilung der Ver­
gleichsmengen zwischen den Unternehmen, 
die bereits mehrere Jahre alt sei, vielleicht 
als überholt angesehen werden könne (vgl. 
Randnr. 12 des abgekürzt veröffentlichten 
Urteils des Gerichtshofes), war ergangen, 
ohne daß die Zustimmung des Rates einge­
holt worden wäre. Mit dieser Entscheidung 
hatte die Kommission eine Regelung einfüh­
ren wollen, die man als „Mittel-Regelung" 
ansehen könnte und die den Unternehmen 
in gewissem Umfang gestattete, jedes Quar­
tal für eine bestimmte Erzeugnisgruppe un­
ter genau beschriebenen Vorbehalten die 
Produktionsquoten in Lieferquoten umzu­
wandeln. Der Gerichtshof stellte fest, daß 
Artikel 5 der Entscheidung Nr. 194/88 dem 

19 — Verbundene Rechtssachen 218/87 und 223/87 sowie 72/88 
und 92/88, Slg. 1989, 1711. 
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Artikel 5 der Entscheidung Nr. 3485/85 
entsprach. Er zitierte zunächst sein Urteil in 
den Rechtssachen 33/86, 34/86, 110/86, 
226/86 und 285/86 (Peine-Salzgitter) und 
fügte dann hinzu, daß es der Kommission 
obliege, in Ausführung dieses Urteils in ei­
gener Verantwortung die Bestimmungen zur 
Anpassung der I:P-Relation insoweit zu er­
lassen, als dies wegen der Lage auf den Aus­
fuhrmärkten erforderlich sei, um eine ange­
messene Quotenverteilung sicherzustellen. 
Ohne eine solche Entscheidung, die auf der 
Würdigung der Lage auf den Ausfuhrmärk­
ten durch die Kommission beruhe, müsse 
der Gerichtshof feststellen, daß die Anpas­
sung der LP-Relation, durch die Entschei­
dung Nr. 1433/87 nicht dem entspreche, 
was die Kommission in ihrer Mitteilung an 
den Rat aus dem Jahr 1985 selbst für erfor­
derlich gehalten habe, um die von Artikel 58 
§ 2 vorgeschriebene angemessene Vertei­
lung sicherzustellen. 

Der Gerichtshof hat diese Entscheidung 
noch aus einem zweiten Grund für nichtig 
erklärt: Sie sei nämlich zu Unrecht auf Arti­
kel 18 der Entscheidung Nr. 3485/85 ge­
stützt worden, der Anpassungen bei tiefgrei­
fenden Änderungen auf dem Stahlmarkt 
oder bei unvorhergesehenen Schwierigkeiten 
erlaube, da die angezogene Verschlechte­
rung der Lage auf den Exportmärkten der 
Kommission bereits vor Erlaß der Entschei­
dung Nr. 3485/85 bekannt gewesen sei und 
sie folglich keinen neuen Umstand darge­
stellt habe, die die Anwendung der Sonde­
rermächtigung des Artikels 18 erlaubt hätte. 

Somit hatte der Gerichtshof aus den Grün­
den, die er bereits im Urteil Peine-Salzgitter 
entwickelt hatte, einerseits den Artikel 1 der 
Entscheidung Nr. 1433/87 und andererseits 
Artikel 5 der allgemeinen Entscheidung 
Nr. 194/88, der inhaltlich dem bereits für 
nichtig erklärten Artikel 5 der Entscheidung 
Nr. 3485/85 entsprach, sowie Artikel 17 der 

Entscheidung Nr. 194/88, der inhaltlich 
dem Artikel 1 der Entscheidung Nr. 
1433/87 entsprach, für nichtig erklärt. So­
wohl aus dem Zusammenhang dieser Urteile 
wie aus den Schlußanträgen des Generalan­
walts Carl Otto Lenz ergibt sich, daß diese 
Artikel nur insoweit aufgehoben wurden, als 
sie der Kommission nicht gestatteten, von 
ihr als angemessen angesehene Lieferquoten 
für die Unternehmen festzusetzen, bei de­
nen das Verhältnis zwischen den Produk­
tionsquoten und der jeweiligen Lieferquote 
erheblich unter dem Gemeinschaftsdurch­
schnitt lag. 

3. Nunmehr sind die Beziehungen zwischen 
der Klägerin und der Kommission vor und 
nach den Außebungs- beziehungsweise Nich­
tigkeitsurteilen vom 14. Juli 1988 zu untersu­
chen 

a) Vor den Außebungs- beziehungsweise 
Nichtigkeitsurteilen des Gerichtshofes vom 
14. Juli 1988, die auf Klagen zurückgingen, 
die am 22. April 1985 beziehungsweise am 
7. Februar 1986 eingereicht worden waren 
— die Parteien gingen offensichtlich davon 
aus, daß das Urteil vor dem Auslaufen der 
Quotenregelung ergehen würde —, hatte 
die Klägerin im Interesse der Prozeßökono­
mie einen Briefwechsel mit der Kommission 
geführt, um den Rechtsstreit zu begrenzen. 

Die Klägerin schrieb dementsprechend nach 
Erhebung der Klage gegen die individuelle 
Entscheidung, mit der ihr die Anpassung al­
lein für das erste Quartal 1985 verweigert 
worden war, am 11. Juli 1985 unter Bezug­
nahme auf Artikel 14 der allgemeinen Ent­
scheidung Nr. 234/84 an die Kommission 
mit dem Vorschlag, sie werde auf eine 
Klage gegen die ihr am 11. Juni 1985 zuge­
stellte Entscheidung, mit der eine Anpas­
sung für das zweite Quartal 1985 versagt 
worden sei, verzichten; dafür solle die 

II - 294 



STAHLWERKE PEINE-SALZGITTER / KOMMISSION 

Kommission ihre Entscheidung über die An­
passungsanträge für das dritte und das vierte 
Quartal 1985 bis zum Urteil des Gerichts­
hofes in der Rechtssache 103/85 zurückhal­
ten. In ihrer Antwort vom 12. Juli 1985 be­
stätigte die Kommission, daß sie aus dem 
Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache 
103/85 sofort nach dessen Ergehen die 
Konsequenzen ziehen und eine Entschei­
dung erlassen werde, um gegebenenfalls die 
bis dahin ergangenen individuellen Ent­
scheidungen abzuändern. Weiter bestätigte 
die Kommission, sie werde sich ihre formel­
len Entscheidungen über die gemäß Artikel 
14 gestellten Anträge vom dritten Quartal 
1985 an bis zum Urteil des Gerichtshofes 
vorbehalten. 

Ebenso ging die Klägerin hinsichtlich der 
fehlenden Anpassung ihrer I:P-Relation vor, 
die auf der behaupteten Rechtswidrigkeit 
des Artikels 5 der Entscheidung Nr. 
3485/85 beruhte. Im Anschluß an ihre Kla­
geerhebung vom 7. Februar 1986, die sich 
sowohl gegen die allgemeine Entscheidung 
Nr. 3485/85 als auch gegen die individuel­
len Durchführungsentscheidungen richtete, 
mit denen ihre Lieferquoten für das erste 
und das zweite Quartal 1986 festgesetzt 
worden waren, schrieb sie am 23. April 1986 
an die Kommission mit dem Ziel, eine Häu­
fung gleicher Streitsachen zu vermeiden. In 
den folgenden Quartalen stellte sich nämlich 
während der Gültigkeit der Entscheidung 
Nr. 3485/85 dasselbe Problem; die Kläge­
rin hielt es für sinnvoll, daß die Kommission 
nach dem Urteil des Gerichtshofes daraus 
sofort unter Beachtung der Gründe dieses 
Urteils die Konsequenzen ziehe und nicht 
nur die angefochtenen individuellen Ent­
scheidungen ändere, sondern auch alle spä­
teren individuellen Entscheidungen, die die 
Lieferquoten für die folgenden Quartale be­
träfen. Die Kommission folgte diesem Vor­

schlag, wobei sie hervorhob, daß sie unver­
züglich die Konsequenzen ziehen würde, 
die sich aus der Begründung des Urteils er­
gäben, und insbesondere die bis zu diesem 
Zeitpunkt gegebenenfalls ergangenen Ent­
scheidungen ändern würde. Das sollte 
ebenso für das erste Quartal 1986 wie für 
die folgenden Quartale gelten. 

b) Nach den Urteilen vom 14. Juli 1988 ver­
schlechterten sich die Beziehungen zwischen 
den Parteien etwas. 

Die Klägerin bringt vor, sie habe binnen 
kurzem nach dem Erlaß dieser Urteile ge­
mäß Artikel 34 Absatz 1 EKGS-Vertrag mit 
einer angemessenen Wiedergutmachung des 
Schadens gerechnet, der ihr aus den rechts­
widrigen Entscheidungen der Kommission 
erwachsen sei. Zwischen Mitarbeitern der 
Klägerin und der Kommission hätten im 
August und im September 1988 mehrere 
Treffen stattgefunden. Ihr sei geantwortet 
worden, da die Quotenregelung am 30. Juni 
1988 ausgelaufen sei, verfüge die Kommis­
sion nicht mehr über die Mittel, um eine 
Geldentschädigung vorzunehmen; im übri­
gen könne sie auch keine Naturalrestitution 
mehr vornehmen. So kam es im Dezember 
1988 zu einem Briefwechsel zwischen dem 
Vorstand der Klägerin und der Kommis­
sion, der zu nichts führte. Auch weitere Be­
sprechungen blieben vergeblich. 

Schließlich sandte der Vorstandsvorsitzende 
der Klägerin am 7. März 1989 ein Schreiben 
an den Vizepräsidenten der Kommission 
Bangemann, in dem er zunächst auf den 
Umfang des erlittenen Schadens und dann 
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auf den Umstand hinwies, daß die Kommis­
sion den klägerischen Ansprüchen bisher 
nur politische und finanzielle, aber keine ju­
ristischen Gründe entgegengehalten habe; 
weiter führte er aus, ohne schiedliche Lö­
sung, die zu einer wesentlichen Entschädi­
gung führe, könne die Klägerin nicht auf 
eine angemessene Entschädigung verzichten. 
Schließlich meinte er, daß die in Artikel 34 
EGKS-Vertrag genannte Frist zum Ergrei­
fen der Maßnahmen, die sich aus dem Ur­
teil des Gerichtshofes ergäben, nach Ostern 
ablaufe, und ließ erkennen, daß nach die­
sem Termin Schadensersatzklage erhoben 
werde. 

Der Vizepräsident der Kommission wies 
diesen Antrag mit Schreiben vom 14. Juni 
1989 zurück, wobei er zunächst ausführte, 
eine Reihe von technischen Hindernissen 
stehe einer Berechnung der I:P-Relation für 
die fraglichen Quartale entgegen, dann, der 
Gerichtshof habe noch nicht alle einschlägi­
gen Urteile erlassen; die Berechnungen 
könnten somit nicht vorgenommen werden, 
und schließlich, ganz wesentlich, daß die 
Kommission das Vorlegen eines unmittelba­
ren Schadens bestreite, der dem Unterneh­
men durch einen Amtsfehler entstanden sei, 
der die Haftung der Gemeinschaft auslösen 
könne. 

Daraufhin hat die Klägerin am 3. Juli 1989 
die vorliegende Klage erhoben, so daß sich 
wenigstens keine Fristfragen stellen. 

Auch zur Zuständigkeit des Gerichts werde 
ich nicht Stellung nehmen, da der Gerichts­
hof selbst gemäß Artikel 14 des Beschlusses 
des Rates vom 24. Oktober 1988 zur Er­
richtung eines Gerichts erster Instanz der 

Europäischen Gemeinschaften mit Beschluß 
vom 15. November 1989, der das Gericht 
insoweit bindet, die Rechtssache an dieses 
verwiesen hat. 

4. Die Klageanträge 

a) Die Klägerin beantragt, 

1) festzustellen, daß folgende Entscheidun­
gen der Kommission mit einem die Haf­
tung der Gemeinschaft begründenden 
Fehler behaftet sind: 

a) Artikel 5 der allgemeinen Entschei­
dung Nr. 3485/85/EGKS der Kom­
mission vom 27. November 1985, so­
weit er es der Kommission nicht ge­
stattet, von ihr als angemessen ange­
sehene Lieferquoten für die Unter­
nehmen festzusetzen, bei denen das 
Verhältnis der jeweiligen Lieferquote 
zu den Produktionsquoten erheblich 
unter dem Gemeinschaftsdurchschnitt 
lag; 

b) die an die Klägerin gerichteten indivi­
duellen Entscheidungen der Kommis­
sion vom 30. Dezember 1985 und 
vom 21. März 1986, soweit durch sie 
die Lieferquoten der Klägerin für die 
Erzeugnisgruppen I a, I b, I c und 
III für das erste und das zweite Quar­
tal 1986 festgesetzt wurden; 

c) die an die Klägerin gerichteten indivi­
duellen Entscheidungen, durch die die 
Lieferquoten der Klägerin für die Er­
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zeugnisgruppen I a, I b, I c und III 
für das dritte Quartal 1986 sowie alle 
nachfolgenden Quartale bis ein­
schließlich dem zweiten Quartal 1988 
festgesetzt wurden; 

d) die Entscheidung der Kommission 
vom 11. Juni 1985, mit der diese es 
abgelehnt hat, die Quoten der Kläge­
rin für die Erzeugnisse der Gruppe III 
für das erste Quartal 1985 gemäß Ar­
tikel 14 der allgemeinen Entscheidung 
Nr. 234/84/EGKS anzupassen; 

e) die nachfolgenden Entscheidungen 
der Kommission, mit der diese es ab­
lehnte, die Quoten der Klägerin für 
die Erzeugnisse der Gruppe III für 
das zweite, dritte und vierte Quartal 
1985 gemäß Artikel 14 der allgemei­
nen Entscheidung Nr. 234/84/EGKS 
anzupassen; 

2) die Kommission zu verurteilen, an die 
Klägerin 73 065 405 DM sowie bis zum 
Ablauf des Quotensystems (30. Juni 
1988) aufgelaufene Zinsen in Höhe von 
8 079 885 DM zuzüglich 6 % Zinsen 
seit dem 1. Juli 1988 zu zahlen; 

3) der Kommission die Kosten des Verfah­
rens aufzuerlegen. 

b) Die Kommission beantragt, die Klage ab­
zuweisen und der Klägerin die Kosten des 
Verfahrens aufzuerlegen. 

5. Im Hinblick auf diese Anträge sind nun­
mehr die vom Gerichtshof in den drei Urteilen 
vom 14. Juli 1988 und vom 14. Juni 1989 
festgestellten Rechtsverstöße sowohl hinsicht­

lich der allgemeinen wie hinsichtlich der indi­
viduellen Entscheidungen zu rekapitulieren: 

— Für das Jahr 1985 hat der Gerichtshof in 
seinem Urteil vom 14. Juli 1988 in der 
Rechtssache 103/85 entschieden, daß die in­
dividuelle Entscheidung, mit der es abge­
lehnt wurde, die Quoten der Klägerin für 
die Erzeugnisse der Gruppe III für das erste 
Quartal 1985 gemäß Artikel 14 der allge­
meinen Entscheidung anzupassen, auf einer 
rechtsfehlerhaften Anwendung dieses Arti­
kels 14 beruhte und somit aufzuheben war 
(auf diese Aufhebung nimmt die Klägerin in 
ihrem Klageantrag 1 d Bezug). 

— Für das zweite, das dritte und das vierte 
Quartal 1985 hat die Klägerin im Hinblick 
auf ihren Briefwechsel mit der Kommission 
hingegen keine Klage erhoben. Die Kom­
mission bestreitet nicht, daß ihre drei indivi­
duellen Entscheidungen, mit denen es abge­
lehnt wurde, die Quoten für diese Quartale 
anzupassen, aus den gleichen Gründen wie 
die aufgehobene Entscheidung vom 11. Juni 
1985 rechtswidrig waren; jedoch wurden 
diese Entscheidungen nicht aufgehoben (auf 
diese Entscheidungen nimmt die Klägerin in 
ihrem Klageantrag 1 e Bezug). 

— Mit seinem Urteil vom 14. Juli 1988 in 
den verbundenen Rechtssachen 33/86, 
44/86, 110/86, 226/86 und 285/86 hat der 
Gerichtshof einerseits Artikel 5 der Ent­
scheidung Nr. 3485/85 der Kommission 
vom 27. November 1985 für nichtig erklärt 
und andererseits die an die Klägerin gerich­
teten individuellen Entscheidungen der 
Kommission insoweit aufgehoben, als durch 
sie die Lieferquoten dieses Unternehmens 
für die Erzeugnisgruppen I a, I b, I c und 
III für das erste und das zweite Quartal 
1986 festgesetzt wurden (Diese Entschei-
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dungen decken für die Feststellung der Haf­
tung die Klageanträge 1 a und 1 b). 

— Etwas schwieriger ist die Lage bei dem 
Klageantrag 1 c, mit dem die Klägerin die 
Feststellung beantragt, daß mehrere indivi­
duelle Entscheidungen der Kommission mit 
einem die Haftung der Gemeinschaft be­
gründenden Fehler behaftet sind. Dabei geht 
es zum einen um die an die Klägerin gerich­
teten individuellen Entscheidungen, durch 
die die Lieferquoten der Klägerin für die 
Erzeugnisgruppen I a, I b, I c und III für 
das dritte Quartal 1986, und zum anderen 
um diejenigen individuellen Entscheidun­
gen, die alle nachfolgenden Quartale bis 
einschließlich dem zweiten Quartal 1988 be­
treffen, also das vierte Quartal 1986, die 
vier Quartale 1987 und die ersten beiden 
Quartale 1988. 

Für diese acht Quartale hat die Klägerin 
wegen ihres erwiesenen Bemühens um Pro­
zeßökonomie keine Aufhebungsentschei­
dung erlangt. Die Kommission bestreitet für 
all diese Quartale jedoch nicht, daß die in­
dividuellen Entscheidungen, mit denen die 
Liefergruppen für die fraglichen Erzeugnis­
gruppen festgesetzt wurden, aus demselben 
Grund rechtsfehlerhaft sind, aus denen der 
Gerichtshof mit seinem Urteil vom 14. Juli 
1988 die damalige Entscheidung aufgehoben 
hat. 

So verhält es sich offenkundig bei den indi­
viduellen Entscheidungen für das dritte und 
das vierte Quartal 1986, die unmittelbar auf 
dem für nichtig erklärten Artikel 5 der all­
gemeinen Entscheidung Nr. 3485/85 beru­
hen. 

Ebenso verhält es sich bei den vier Quarta­
len 1987, bei denen die Lieferquoten der 
Klägerin auf der Grundlage der Entschei­
dung Nr. 1433/87 der Kommission vom 20. 
Mai 1987 festgesetzt wurden, die ab 1. Ja­
nuar 1987 Anwendung fand. Der Gerichts­
hof hat in seinem Urteil vom 14. Juni 1989 
diese Entscheidung Nr. 1433/87 insoweit 
für nichtig erklärt, als sie eine angemessene 
Anpassung der I:P-Relation, wie sie für die 
in Artikel 58 § 2 vorgeschriebene angemes­
sene Quotenverteilung notwendig war, nicht 
zuließ. 

Ebenso verhält es sich schließlich mit den 
individuellen Entscheidungen, die die Lie­
ferquoten der Klägerin für die beiden ersten 
Quartale 1988, also bis zum Auslaufen der 
Quotenregelung, festsetzten, da der Ge­
richtshof in seinem Urteil vom 14. Juni 1989 
die Artikel 5 und 17 der letzten Entschei­
dung der Kommission über die Verlänge­
rung der Quotenregelung, nämlich der Ent­
scheidung Nr. 194/88, mit der Begründung 
für nichtig erklärt hat, daß einerseits Artikel 
5 der allgemeinen Entscheidung Nr. 194/88 
mit Artikel 5 der allgemeinen Entscheidung 
Nr. 3485/85 wörtlich übereinstimme, der 
mit Urteil vom 14. Juli 1988 aufgehoben 
worden sei, und daß andererseits Artikel 17 
der allgemeinen Entscheidung Nr. 194/88 
mit der ebenfalls für nichtig erklärten Ent­
scheidung Nr. 1433/87 übereinstimme. 

Da die allgemeine Wirkung dieser Nichtig­
erklärungen feststeht, muß jedes Gericht die 
mit dem Urteil des Gerichtshofes vom 14. 
Juni 1989 geschaffene neue Rechtslage be­
rücksichtigen. Dies gilt um so mehr, als die 
Kommission selbst nicht behauptet hat, ihre 
1987 und 1988 getroffenen individuellen 
Entscheidungen seien nicht aus demselben 
Grund wie diejenigen von 1986 rechtswid­
rig, die der Gerichtshof aufgehoben hatte. 
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